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Seit demErlass der EU-Richtlinie (2014/95/
EU) �ber die Angabe nichtfinanzieller In-
formationen und ihrem deutschen Umset-
zungsgesetz imBilanzrecht vom 11. 4. 2017

(CSR-Umsetzungsgesetz) sind bestimmte
große Unternehmen verpflichtet, zu Aspek-
ten ihrer Corporate Social Responsibility
(gesellschaftlicheUnternehmensverantwor-
tung, CSR) zu berichten. Die CSR-Richt-
linie hat gem�ß ihren Erw�gungsgr�nden
das Ziel, „das Vertrauen von Investoren und
Verbrauchern zu st�rken“, da „die Angabe
nichtfinanzieller Informationen […] n�m-
lich ein wesentliches Element der Bew�lti-
gung des �bergangs zu einer nachhaltigen
globalenWirtschaft“ ist.

Die Frage, ob die Richtlinie und ihre natio-
nale Umsetzung diesen Zweck erf�llt oder
es gr�ndlicher Reformen oder gar weiterrei-
chender Haftungsgesetze bedarf, wurde auf
den 24. W�rzburger Europarechtstagen dis-
kutiert. Nach der hier vertretenen Auffas-
sung k�nnen angesichts anhaltender F�lle
von Umweltverschmutzung und Menschen-
rechtsverletzungen durch Tochterunterneh-
men und Zulieferer auch von deutschen Un-
ternehmen sowohl die Richtlinie als auch
die deutschen Bestimmungen allenfalls ein
Anfang auf dem Weg zu effektiven rechtli-
chenRegelungen imBereichCSR sein.

Ein kurzer Blick zur�ck: Die j�ngere Ge-
schichte von CSR geht zur�ck in die 90er

Jahre des letzten Jahrhunderts, als Medien-
berichte auf Kinderarbeit in Pakistan bei der
Herstellung von Fußb�llen aufmerksam
machten. Unter dem Druck der �ffentlich-

keit begann die Sportartikel- undTextilindu-
strie, sich sogenannteVerhaltenskodizes f�r
die Einhaltung von Menschenrechten und
den Kernarbeitsnormen der Internationalen
Arbeitsorganisation zu geben. Andere Bran-
chen folgten und es
entstand eine Viel-
zahlvonprivaten Ini-
tiativenundSiegeln.

Gleichzeitig haben
zivilgesellschaftli-
che Akteure wie Ox-
fam und die Kam-
pagne f�r Saubere
Kleidung immer
wieder in zahlrei-
chen Fallstudien zu
beispielsweise Ge-
sundheitssch�den durch Pestizide auf Ana-
nasplantagen in Costa Rica in der Lieferket-
te deutscher Supermarktketten oder gar To-
ten bei Fabrikbr�nden trotz Zertifizierung
der Textilfabriken die Unzul�nglichkeit
solch freiwilliger Maßnahmen aufgezeigt.
Schon fr�h wurde die Forderung nach Of-
fenlegungspflichten als erstem Schritt ge-
sellschaftlicher Unternehmensverant-
wortung sowie zivilrechtlichen Haftungs-
normen f�r Menschenrechtsverst�ße durch
Tochter- und Zulieferunternehmen im Aus-
land laut.

In der Politik setzten die EU, aber auch die
Mitgliedstaaten zun�chst ausschließlich auf
freiwillige Maßnahmen. Erst mit der in Fol-
ge der vom Menschenrechtsrat 2011 ange-
nommenen UN-Leitprinzipien f�r Wirt-
schaft und Menschenrechte (UNGP) vorge-
legten EU-CSR-Strategie (KOM(2011) 681
endg.) wurden Transparenz und verpflich-
tendeMaßnahmen als zentrale Elemente ge-
sellschaftlicher Unternehmensverantwor-
tung genannt.

So ist grunds�tzlich zu begr�ßen, dass mit
der CSR-Richtlinie und ihrer nationalen
Umsetzung gesetzliche Rahmenbedingun-
gen f�r CSR geschaffen worden sind. Je-
doch weisen sowohl die CSR-Richtlinie als
auch das deutsche Umsetzungsgesetz viele

L�cken auf, so dass derMehrwert zumindest
fraglich ist.

Die M�ngel fangen beim Adressatenkreis
an. Derzeit sind nur bestimmte große Unter-
nehmen berichtspflichtig, die noch dazu ka-
pitalmarktorientiert sein m�ssen. Das heißt,
relevante Unternehmen gerade aus der Kon-
sumg�terbranche sind nicht erfasst. Diejeni-
gen, die berichtenm�ssen, haben zudem be-
reits umfassende Nachhaltigkeitsberichte,
so dass derNutzen durchaus hinterfragtwer-
den kann. Auch hat die m�gliche Auswahl
verschiedener Standards zu einer Vielzahl
von unterschiedlichen Berichtsformaten
und -tiefen gef�hrt, so dass eine Vergleich-
barkeit nicht gegeben und damit der Nutzen
f�r Anleger und Verbraucher gef�hrdet ist.
Ein großes Manko ist auch, dass der deut-
sche Gesetzgeber die Nachhaltigkeitsanga-
ben auf solche beschr�nkt hat, die auch f�r
die Werthaltigkeit des Unternehmens rele-
vant ist. Damit fallen Menschenrechtsver-

letzungen heraus, die nicht
erkennbar zumBeispiel zu
einer Rufsch�digung und
zu einem Wertverlust des
Unternehmens f�hren.

Der Mehrwert der CSR-
Richtlinie besteht jedoch
einerseits darin, dass sich
nun viel mehr Unterneh-
men diesem Thema wid-
men, und zwar auch sol-
che, die nur indirekt durch
ihre Abnehmer dazu auf-

gefordert werden, und dass andererseits eine
Berichtspflicht in der Tat den Anfang f�r
weiterreichende Regeln wie zivilrechtliche
Haftung oder die Einf�hrung eines Unter-
nehmensstrafrechts sein k�nnte. In Frank-
reich liegt mit dem so genannten loi de vigi-
lance bereits ein solches Gesetz vor, in der
Schweiz steht es kurz vor derAnnahme.

Dass neben Berichtspflichten solcheweiter-
reichenden Gesetze notwendig sind, zeigt
der Supermarktcheck von Oxfam, der 16
Supermarktketten aus den USA, England,
den Niederlanden und Deutschland nach ih-
rer Menschenrechtspolitik auf der Grund-
lage internationaler Standards wie den
UNGPbewertet hat.Das Ergebnis:KeinUn-
ternehmen erf�llt bislang seine menschen-
rechtliche Sorgfaltspflicht, hat also ange-
messene Maßnahmen, umMenschenrechts-
verletzungen in der Lieferkette zu vermei-
den. Deutsche Supermarktketten geh�ren
sogar zu den Schlusslichtern.

Fazit: Die CSR-Richtlinie ist weder Meilen-
stein noch Greenwashing, jedoch ein An-
fang sinnvoller staatlicher Regulierung im
BereichCSR.
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Die neue EU-CSR-Richtlinie und
ihr deutsches Umsetzungsgesetz
zur Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung von Unternehmen – Meilen-
stein oder Greenwashing?

DerSupermarktcheck
vonOxfamzeigt:
DeutscheEinzelh�nd-
ler geh�renzuden
Schlusslichtern in
punctoMenschen-
rechte
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